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Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

Klägers und Revisionsbeklagten,

hat der 11° Senat des Bundessozialgerichts am 21. September

1959 unter Mitwirkung des

Senatspräsidenten Dr. H a u e i s e n
als Vorsitzenden,

der Bundesrichterin Dr. S c h w e r z

und des Bundesrichters S o n n e n b e r g

einstimmig (@ 216 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b SGS) beschlossen;

Das Urteil des Landessozialgerichts Niedersaéhsen vom 30° Ok—
tober 1958 wird aufgehoben; die Sache wird zur erneuten Ver-

handlung und Entscheidung an das landessozialgericht zurück—

verwiesen°

Die Landesversicherungsanstalt Westfalen, chtenabteilung

Bielefeld; hatte beim Kläger nach der Sozialversicherungsdi—

rektive Nr. 27 (BVD Nr. 27) als Schädigungsfolge "Durch—
blutungsstörung der linken Großzehe nach Erfrierung" aner—.
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kennt, Rente jedoch ebgelehnt„ Auf einen Antrag des Klä—

gers vom 12. Dezember 1953, mit dem er wegen Verschlimme—

rung seines Leidens Rente begehrte, änderte es Versor—

gungsamt II Hannover durch Bescheid vom 12„ März 1955 die

'Leidensbezeichnurg9 lehnte jedoch Rente weiterhin ab, da

die Erwerbsfähigkeit des Klägers nicht umxvenigstens 25 V„Hn

gemindert sei° Der Yide spruch des Klägers wurde zurück—

gewisseno Das qozielgericht Hannover änderte d rch Urteil

vom 20 August 1957 den Bescheid des Versorgungsemts und

den Widerspruchsbescheid ab und verurteilte den Beklagten,

dem Kläger wegen der Felgen eines Nährstoffmangelschedens

für die Zeit vom 1. Oktober 1946 bis 31. Dezember 1948

eine Rente zu gewährenz die für diese Zeit nach-einer Min—

derung der Erwerbsfähigkeit (MdE„) von 100 %, absinkend bis

nach einer MdB° von 50 V„H° gestaffelt wurde; im übrigen

wies das Sozialgericht die Klage ab.) Die Berufung des

Beklagten verwurf das-Landessozielgericht Niedersachsen (LSGO)

durch Urteil vom 500 Oktober 1958 als unzulässig; die Beru—

fung sei zwar bei der Einlegung am 190 September 1957 nach

der damaligen Fassung des @ 148 Nr„ 2 Sozielgerichtsgesetz

(SGG) stettheft gewesen, weil das Urteil des Sozialgerichts

nicht nur die Rente für bereits abgelaufene Zeiträume, sondern

den Anspruch auf Rente überhaupt betroffen habe; während des

Verfahrens sei aber am 1„ Juli 1958 das Zweite Gesetz zur Än—

derung des Sezielgerichtsgesetzes von 25& Juni 1958 (BGBl„I

80 409) — Zweites Änderungsgesetz ») in Kraft getreten. Nun—

mehr sei nach 5 148 Nr° 2 SGG noF„ u„e„ die Berufung nicht zu—
lässig‚ soweit sie nur Versorgung für bereits abgelaufene

Zeiträume betreife; dies sei hier der Fall, der Beklagte

wende sich nur gegen die Verurteilung zur Gewährung von Rente

für die Zeit vom 1. Oktober 1946 bis 31° Dezeuber 1948; es

genüge nicht, "38 die Berufung bei ihrer Einlegung statt—

haft gewesen sei, sie müsse es auch noch in dem Zeitpunkt

sein? in dem das Berufungsgericht zu entscheiden habe‚

es bedürfe also einer "zweifachen }rüfung der Zulässig—

keit"; dies ergebe sich aus dem Zweck der Gesetzes—

änderung9 die zu einer Entlastung der Berufungsgerichte
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habe führen sollen, aus der Rechtsprechung des Reichsver— ‘

sicherungsamts, des Reichsversorgungsgeriohts und des Bundes—

sozialgeriehts zu der Frage, wie weit neues Verfahrensrecht

auf bereits schwebende Fälle anzuwenden sei, aus den Vorar—

beiten und Motiven zum Zweiten Änderungsgesetz und auch
daraus, daß mit 5 1 Ziff° 11 des Zweiten Änderungsgesetzes

in 5 186 SGG der nunmehrige Satz 2 eingefügt worden sei,

wonach die Gebühr, die Körperschaften und Anstalten des öf—

fentlichen Rechts nach % 184 SGG zu entrichten hätten, ent—

falle, wenn die Erledigung der Streitsache auf einer Rechts—

änderung beruhe; damit sei auch die Erledigung der Sache

durch ein zulässig eingelegtes aber gerade infolge des Zwei—

ten Änderungsgesetzes unzulässig gewordenes Rechtsmittel gee
meint; dem Urteil des erkennenden Senats vom 4, September 1958

(BSC—°8 S, 135 ffo) könne nicht gefolgt werden° Die Revision

.ließ das LSG° zu; das Urteil wurde dem Beklagten am 300 De—
zember 1958 zugestellto Am 25„ Januar 1959 legte der Beklagte

Revision ein mit dem Antrag,

das Urteil des Sozialgerichts Hannover vom

2„'August 1957 und das Urteil des LSG. Nieder—

sachen vom 300 Oktober 1958 aufzuheben und

die Klage abzuweisen,

hilfsweise,

das Urteil des LSG° aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG„ zurückzuverweiseno

'Zur Begründung berief er sich auf die Ausführungen in dem

Urteil des erkennenden Senats vom 4° September 1958 (aaa.Oo)

und machte geltend, das LSG. habe zu Unrecht ein Prozeßurteil

erlassen, es habe sachlich entscheiden müssen" Für den Kläger_

wurde eine Erklärung durch einen beim Bundessozialgericht

(BSG„) zugelassenen Prozeßbevollmächtigten nicht abgegebeno

_4_ 'JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


BIO

Die Revision ist statthaft und zulässig (5 162 Abs„ 1 Nr. 1
SGG)° Sie ist auch begründet°

Die Frage, ob die Berufung, die ein Eeteiligter wirksam vor

dem Inkrafttreten des Zweiten Änderungsgesetzes zum SGG ein—

gelegt hat, statthaft ist, ist nach den Vorschriften der

@@145 ff„ SGG a„F„ zu beurteilen° Das BSG° hat dies in den
Urteilen des erkennenden Senats vom 4. September 1958 (BSG° 8

80 155 ffo) und vom 10„ Dezember 1958 (SOZR° Nr° 5 zu 5 143'
SGG) und in den Beschlüssen des 5. Senats vom 290 November
1958 — 5 RKn 29/57 und des 100 Senats vom 25° Juli 1959

— 10 RV 275/59
— entschieden, an dieser Recht8prechung wird

festgehalteng auf die Ausführungen in den Gründen des Urteils

vom 100 Dezember 1958 wird verwiesen° Der erkennende Senat

Sieht in dieser Rechtsprechung insbesondere keinen Wider—

spruch zu den vom LSG° erwähnten Urteilen des 8° Senats des

35c—°vom 16° Juni 1955 (BSG„1 s„ 78 ff‚ [817)und des 10° Se—
nats vom 200 Oktober 1955 (BSG. 1 8° 264 ff„); in den dort
entschiedenen Sachen hat es sich um

"Übergangsfälle" gehan—

delt, diese Entscheidungen werden immesentlichen durch die

auch nach der Überzeugung des erkennenden Senats zutreffende

Erwägung getragen, daß in den beim Inkrafttreten des SGG

rechtshängigen Sachen über die Rechtsmittel nicht nur nach

einem neuen Verfahrensgesetz, dem SGG, sondern auch durch

ein neues Gericht hat entschiedenv„erden müssen, für des

grundsätzlich nur die Vorschriften desjenigen Gesetzes maß—

gebend sein können, auf Grund dessen es errichtet werden ist

(BSG° 1 8° 81); in den Entscheidungen vom 4° September 19589

290 November 1958, 100 Dezember 1958 und 25° Juli 1959, in

denen sich des BSG. mit der Anwendbarkeit der 55 145 ff. noF.

auf bereits schwebende Berufungsverfshren befaßt hat, hat

es sich dagegen um Fälle gehandelt, in denen nggh dem In—

krafttretencies SGGgegen Urteile von 59giglgerigh393 Beru—
fung eingelegt worden ist, die nach der damaligen Reohtslege
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zulässig gewesen ist° Der erkennende Senat hält daran fest,

daß eine solche Berufung eine abgeschlossene Prozeßhandlung

ist und daß die neue Fassung der @@145 ff„, insbesondere
des 5 148 Nr° 2 SGG durch das Zweite Änderungsgesetz nicht
erkennen läßt, daß dadurch den Beteiligten ein bei der Ein—

legung statthaftes und rechtswirksam eingelegtes Rechtsmittel

hat entzogen werden sollen; der Senat vermag auch nicht zu
erkennen, warum für die Sozialgerichtsbarkeit insoweit andere

verfahrensrechtliehe Gesichtspunkte maßgebend sein sollen als

die, die für das Zivilprozeßrecht in der auch vom LSG„ er—

örterten neueren Rechtsprechung des Reichsgerichts und der

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs entwickelt werden sind;

vdies ist weder durch grundsätzliche Unterschiede der Verfah—

rensarten (@ 202 SGG) noch im Hinblick auf eine abweichende

frühere Rechtsprechung des Reichsve sicherungsamts und Reichs—

versorgungsgerichts zu rechtfertigen. Auch wenn aus den Vor—

*arbeiten und Materialien zum Zweiten Änderungsgesetz erkenn—

bar ist, daß der Zweck der Änderung der é@ 145 ff, SGG für das
Zweite Änderungsgesetz die Entlastung der Landessozialgerichte

gewesen ist, so ist damit noch nicht gesagt, daß diese Ent—

lastung hat dadurch erfolgen sollen, daß den Klägern Rechts—

mittel, die bei der Einlegung stattheft gewesen sind, haben

rückwirkend entzogen werden sollen„ Der Senat kann dem LSG.

auch nicht folgen, soweit es eine solche Absicht des Gesetz—

gebers aus @ 186 Satz 2 SGG n.F. entnehmen will; wenn dort

gesagt ist, daß die Gebühr nach @ 184 SGG entfällt, wenn die

Erledigung der Sache auf einer Rechtsänderung beruht, so er—

gibt sich aus dieser allein eine Gebührcnfrege betreffenden

Regelung nichts derüber, ob und unter welchen Voraussetzungen

sich eine Sache, insbesondere ein Rechtsmittel, durch eine

Rechtsänderung erledigt; es ist damit keinesfalls gesagt, daß

diese Bestimmung auch deshalb durch das Zweite Änderungsge—

setz in des BGS eingefügt werden ist, weil der Gesetzgeber

mit der Erledigung schwebender Rechtsmittelverfahren ohne

Urteil gerade auch durch das Zweite Änderungsgesetz gerechnet

habeo ’ _
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Das LSG° hat daher über des Rechtsmittel des Klägers

nicht durch ein Prozeßurteil entscheiden dürfen, es hat

ein Sachurteil erlassen müssen, sein Urteil beruht darauf,

daß es 5 148 Nro 2 SGG n.F. zu Unrecht auf die Berufung

des Beklagten angewandt hat; das Urteil ist daher aufzu—

hebeno Da das LSG. in tatsächlicher Hinsicht keine Fest—

stellungen getroffen hat, kann der Senat nicht selbst ent—

scheiden° Die Sache ist vielmehr zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG. zurückzuverweisen (@ 170 Satz

SGS)° "

Der Senat hat über die Revision entscheiden können, obwohl

der Kläger (Hevisionsboklegte) einen Prozeßbevollmächtig—

ten nicht bestellt hat (BSG. 3 s. 106)° Er hat nach @ 216

Abso1 Nr. 4 Buchstabeb see entschieden,weil die Rechte—
lage durch mehrere übereinstimmende Entscheidungen des BSG.

zweifelsfrei geklärt ist. Die Beteiligten haben nach 5 216

Abs„ 2 Satz 2 SGG Gelegenheit gehabt, sich zu äußerno

Die Kostenentsch8idung bleibt dem Urteil des LSG° vorbe—

halteno
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